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Einleitung
Auf Grund der geplanten Verkehrswende und der 
vorgesehenen Minderung der CO2-Immisisonen strebt die 
Bundesregierung in Deutschland eine erhebliche Verlagerung 
des Verkehrs auf die Schiene an. Diese Zunahme des 
Schienenverkehrs und die Versäumnisse der Vergangenheit 
im Hinblick auf die Unterhaltung der Gleisanlagen und den 
Ausbau des Streckennetzes führen dazu, dass bereits jetzt und
vor allem zukünftig vermehrt Bautätigkeiten zur Erneuerung
und zum Neubau von Gleisanlagen erforderlich sind bzw. sein 
werden. Entsprechend den heutigen gesetzlichen Regelungen 
[1] sind die Schallimmissionen von Baustellen nach der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift Baulärm von 1970 [2] zu 
beurteilen. In der Vergangenheit wurde diese Regelung bei 
Projekten zum Neu- und Umbau sowie der Instandhaltung 
von Schienenverkehrswegen meist nicht weiter beachtet. 
Insbesondere im Rahmen von Genehmigungsverfahren 
wurden das Thema Baulärm als Nebenthema pauschal 
abgehandelt. Lediglich in besonderen Einzelfällen wurden 
vorab Abschätzungen der zu erwartenden Schallimmissionen 
stationärer Anlage, wie beispielsweise Separieranlagen beim 
Schildvortrieb, durchgeführt. In praxi wurden 
Anliegerbeschwerden über Schallimmissionen von 
Baustellen vor Ort zwischen Bauherrn, Baustelle und 
Anlieger geregelt. In Einzelfällen wurden Schallgutachter mit 
Messungen beauftragt und als Berater eingeschaltet. Mit 
dieser gängigen Praxis wurden bisher viele 
Schienenverkehrswege realisiert, die heute von einer Vielzahl 
der Bürger genutzt werden und das gesellschaftliche
Bestreben nach Klimaschutz und Verkehrswende 
unterstützen. 

Bei Klagen in der Vergangenheit über Neu- und 
Umbauprojekte von Schienenverkehrswegen wurden die 
Regelungen der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift Baulärm 
von den jeweiligen Gegnern der Vorhaben dankend als 
weitere Einspruchsmöglichkeit zur Verhinderung derartiger 
Projekte angenommen. Inzwischen wird der Baulärm im 
Rahmen von Planfeststellungsverfahren als Einwand gegen 
das Projekt regelmäßig vorgetragen. Insofern wird es 
zunehmend Praxis, bereits im Genehmigungsverfahren 
Baulärmprognosen durchzuführen. Dies betrifft sowohl die 
großen, über Jahre dauernden Projekte, als auch sehr kleine 
Projekte, wie beispielsweise die Erneuerung eines 
Bahnüberganges oder der Austausch von Fahrleitungsmasten. 
Da die Überschreitung der Immissionsrichtwerte der 
Allgemeinen Verwaltungsverordnung Baulärm im Sinn des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes [3] eine schädliche 
Umwelteinwirkung darstellt, wird auch bei kleineren 
Umbauvorhaben häufig anstelle einer Plangenehmigung ein 

Planfeststellungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung 
erforderlich. Dies führt zu einem höheren Aufwand in der 
Durchführung des Genehmigungsverfahrens und teils zu einer 
erheblichen Verzögerung des Verfahrens. Festzustellen ist, 
dass die im Hinblick auf Klimaschutz und Verkehrswende 
benötigten neuen Gleisanlagen so nicht in der erforderlichen 
Zeit umgesetzt werden können.

Baustellenimmissionen
Eine Vielzahl von durchgeführten Baulärmprognosen zeigt, 
dass die Bautätigkeiten zum Neu- und Umbau sowie zur 
Instandhaltung von Schienenverkehrswegen in der Regel die 
Immissionsrichtwerte an der nächstgelegenen Bebauung 
deutlich überschreiten. Insofern ist meist davon auszugehen, 
dass entsprechende Bautätigkeiten im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes zu schädlichen 
Umwelteinwirkungen führen. Dies gilt insbesondere für 
Instandhaltungsmaßnahmen, die, im Hinblick auf einen 
möglichst ungestörten Betriebsablauf im Berufsverkehr, 
bevorzugt nachts erfolgen. So ist beispielsweise bei 
Gleisdreiecken und Gleisvierecken eine Erneuerung der 
Weichen und Kreuzungen dieser Anlagen alle 15-20 Jahre 
erforderlich. Derartige Anlagen werden üblicherweise an 
einem langen Wochenende von Freitagabend bis Montagfrüh 
im Dreischichtbetrieb ausgetauscht. Hier ist die 
Durchführung lauter Bautätigkeiten zur Nachtzeit 
unumgänglich, um Betriebseinschränkungen an den 
Wochentagen Montag bis Freitag zu vermeiden. Die 
Beeinträchtigung einer kleinen Zahl von Anlieger ist gegen 
die Beeinträchtigung einer Vielzahl von Nutzern des 
Öffentlichen Personennahverkehrs abzuwägen. Manche 
Verkehrsunternehmen stellen inzwischen regelmäßig 
Hotelzimmer zur Verfügung. Es stellt sich die Frage, 
inwieweit einem Bürger eine kurzfristige Lärmbelästigung 
zuzumuten ist, ab wann sind derartige Maßnahmen wirklich 
erforderlich. Weiterhin wäre auch zu überlegen, ob es nicht 
möglich ist, bei solchen Projekten die erste Erneuerung und 
die sich wiederholenden Erneuerungen in einem Verfahren zu 
genehmigen.

Der Immissionsschutz dient neben der Vermeidung 
erheblicher Belästigungen von Anliegern auch der 
Vermeidung einer Gesundheitsgefährdung. In Deutschland 
wird inzwischen in der Rechtsprechung bei 
Beurteilungspegeln von 70 dB(A) am Tag und 60 dB(A) in 
der Nacht die Grenze zur Gesundheitsgefährdung gesehen. 
Diese Werte entstammen aus einer Vielzahl von 
Untersuchungen an Straßen. Hierbei gilt, dass Straßen 365 
Tage im Jahr über 24 Stunden Schallimmissionen erzeugen, 
während zumindest kleinere Baustellen nur über teils sehr 
kurze Zeiträume Schallimmissionen verursachen. Neben der 
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schon erwähnten Erneuerung von Gleisdreiecken und 
Gleisvierecken betrifft dies beispielsweise den Grünschnitt, 
der bei abgeschalteter Fahrleitung in der Betriebspause 
erfolgt. Hier stellt sich die Frage, ob die in der 
Rechtsprechung gängigen Werte der Gesundheitsgefährdung 
auf zeitlich begrenzte Einwirkungen von Baustellen direkt 
übertragbar sind, oder ggf. höhere Werte anzusetzen sind.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass es in der Regel nicht 
möglich ist, die Immissionsrichtwerte der Allgemeinen 
Verwaltungsverordnung Baulärm im Bereich der 
benachbarten Bebauung einzuhalten. Im Rahmen von 
Genehmigungsverfahren versuchen die 
Genehmigungsbehörden inzwischen durch Festlegung einer 
Vielzahl von Auflagen die Durchführbarkeit der 
Baumaßnahme zu ermöglichen. Die Einhaltung der 
Immissionsrichtwerte ist allerdings mit den gängigen 
Auflagen nur bedingt möglich. Bei kleineren Bauvorhaben 
führen diese Auflagen, wenn sie denn entsprechend 
durchgeführt und überwacht werden, zu einem erheblichen 
Aufwand. In praxi ist es immer noch so, dass die Mehrheit der 
Anwohner Verständnis hat und die entstehenden 
Belästigungen hinnimmt. Dies gilt insbesondere bei 
Baumaßnahmen des Öffentlichen Personennahverkehrs, von 
denen auch der betroffene Bürger letztlich profitiert. 

Neue Verwaltungsvorschrift
Wie den vorhergehenden Erläuterungen zu entnehmen ist,
erscheint die Allgemeine Verwaltungsvorschrift Baulärm 
nicht mehr zeitgemäß zu sein. Insbesondere die Festlegung 
von gleichen Immissionsrichtwerten für alle Bautätigkeiten 
unabhängig von deren Dauer erscheint fragwürdig. Zumal die 
Immissionsrichtwerte denen für gewerbliche Anlagen [4] mit 
24-Stunden-Betrieb an 365 Tagen im Jahr entsprechen. 
Außerdem stellt sich auch die Frage, inwieweit es sinnvoll ist, 
diese Immissionsrichtwerte gebietsabhängig auszuweisen. In 
diesem Zusammenhang wird auf DIN 4150-2 [5] verwiesen. 
Dort werden für Baustellenerschütterungen 
gebietsunabhängige, aber einwirkzeitabhängige Anhaltswerte 
festgelegt. Diese Vorgehensweise erscheint auch für 
Schallimmissionen aus Baustellen sinnvoll zu sein, sofern 
Immissionsrichtwerte weiterhin festgelegt werden sollen. In 
diesem Zusammenhang wird darauf verwiesen, dass mit der 
32. Bundes-Immissionsschutzverordnung [6] ein Regelwerk 
existiert, welches die Emissionen der Baugeräte begrenzt. 
Insofern bestände doch die Möglichkeit, auf Baustellen nur 
Geräte zuzulassen, die die entsprechenden Emissionspegel 
einhalten.

Vorschläge für eine Überarbeitung 
Es wird vorgeschlagen, die Beurteilung der 
Schallimmissionen von Bautätigkeiten in Abhängigkeit von 
der Dauer der Baustelle in vier Stufen vorzunehmen. Die 
Dauer der Baustelle stellt hierbei der Zeitraum von Baubeginn 
bis Bauende einschließlich Sonn- und Feiertage dar. Insofern 
werden auch Tage berücksichtigt, an denen keine 
schalltechnisch relevanten Bautätigkeiten erfolgen, sowie 
Tage, an denen normalerweise nicht gearbeitet wird. Die 
Beurteilungsstufe I soll für kurzzeitige Baustellen gelten, die 
im Wesentlichen Instandhaltungsarbeiten, Gleissanierungen 

und kleineren Umbauvorhaben vorbehalten sind.
Insbesondere soll es ermöglicht werden, eine kurzzeitige
Baumaßnahme im Dreischichtbetrieb durchführen zu können. 
Der Stufe I wird daher ein Zeitraum von kleiner gleich 72
Stunden zugeordnet. Die Beurteilungsstufe II soll für kleinere 
Baumaßnahmen wie beispielsweise der Erneuerung einer 
innerstädtischen Gleisanlage begrenzter Länge, einem 
kleineren Neubauprojekt oder der Erneuerung eines 
Bahnüberganges gelten. Der Stufe II wird daher ein Zeitraum 
von kleiner gleich 90 Tagen zugeordnet.

Bei größeren Umbauprojekten oder Neubauvorhaben ist von 
deutlich längeren Bauzeiten auszugehen. Entsprechend 
werden für die Beurteilungsstufen III und IV Zeiträume von 
kleiner gleich 365 Tage und größer 1 Jahr festgelegt.
Insbesondere die Beurteilungsstufe IV ähnelt damit in den 
schalltechnischen Auswirkungen denen von gewerblichen
Anlagen.

Die zusammengestellten Vorschläge zur Beurteilung der 
Schallimmissionen von Bautätigkeiten gelten 
gebietsunabhängig für schutzbedürftige Räume (siehe
Definition nach DIN 4109) in Abhängigkeit von der Nutzung.

Beurteilungsstufe I
Für die Beurteilungsstufe I gilt, dass sowohl für die Tag- als 
auch für die Nachtzeit keine Begrenzung der 
Schallimmissionen vorgesehen ist. Die Voraussetzungen zur 
Durchführung von Bautätigkeiten nach Stufe I werden wie 
folgt aufgelistet:

Einsatz von Baugeräten und -maschinen, die den 
schalltechnischen Anforderungen der 32. BImSchV 
entsprechen,

Detaillierte Information aller betroffenen Anwohner per 
Briefwurf zwei Wochen vor Baubeginn,

Ausführliche Begründung der Notwendigkeit der 
Durchführung der Bautätigkeiten für den gewählten Zeitraum 
bei der jeweiligen Immissionsschutzbehörde,

und

Vermeidung der Aneinanderreihung von Bautätigkeit 
verschiedener Bauherren nach Baustufe I.

Um sicherzustellen, dass Anwohner nicht permanent 
derartigen Bautätigkeiten ausgesetzt sind, ist es erforderlich, 
dass die Städte ein Baukataster führen, dem geplante, aktuelle 
und durchgeführte Bautätigkeiten zu entnehmen sind. Durch 
Abgleich lässt sich dann klären, ob den Anliegern zum 
aktuellen Zeitpunkt Bautätigkeiten nach Baustufe I 
zuzumuten sind.

Beurteilungsstufe II
Für die Beurteilungsstufe II gilt, dass für die Tagzeit keine 
Begrenzung der Schallimmissionen vorgesehen ist. In der 
Nachtzeit ist ein Beurteilungspegel von 65 dB(A) als zulässig 
anzusehen. Die Voraussetzungen zur Durchführung der 
Bautätigkeiten nach Stufe II werden wie folgt aufgelistet:
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Einsatz von Baugeräten und -maschinen, die den 
schalltechnischen Anforderungen der 32. BImSchV 
entsprechen,

Globale Information der Anwohner des betroffenen Bereichs 
über übliche Medien wie Presse, Internet usw. ca. sechs 
Wochen vor Baubeginn,

Detaillierte Information aller betroffenen Anwohner per 
Briefwurf zwei Wochen vor Baubeginn,

Im Falle der geplanten Durchführung von Bautätigkeiten zur 
Nachtzeit, ist eine ausführliche Begründung der 
Notwendigkeit bei der jeweiligen Immissionsschutzbehörde
vorzulegen; Nachtarbeiten sind seitens der 
Immissionsschutzbehörde zu genehmigen,

Bei zu erwartender Überschreitung des Grenzwertes von 
65 dB(A) zur Nachtzeit ist den betroffenen Anwohnern in den 
jeweiligen Nächten ein Ersatzschlafraum in zumutbarer 
Entfernung, beispielsweise in einem Hotelzimmer, zur 
Verfügung zu stellen,

und

für Nachtarbeiter und besonders empfindliche Personen gilt, 
dass bei Beurteilungspegeln größer 75 dB(A) am Tag 
ebenfalls ein entsprechender Ersatzwohnraum zur Verfügung 
zu stellen ist.

Beurteilungsstufe III
Für die Beurteilungsstufe III gilt, dass eine Begrenzung der 
Schallimmissionen zur Tag- und Nachtzeit vorzusehen ist. Im 
Hinblick auf die Durchführbarkeit der geplanten 
Bautätigkeiten sind die für die Tagzeit zulässigen 
Beurteilungspegel für relevante Bauphasen unterschiedlich 
festzulegen. Ein pauschaler für alle Baustellen und Bauphasen 
gleicher Immissionsrichtwert ist nicht vorgesehen. In der 
Nachtzeit ist ein Beurteilungspegel von 60 dB(A) als zulässig 
anzusehen. Die Voraussetzungen zur Durchführung der 
Bautätigkeiten nach Stufe III werden wie folgt aufgelistet:

Einsatz von Baugeräten und -maschinen, die den 
schalltechnischen Anforderungen der 32. BImSchV 
entsprechen,

Einschalten eines Immissionsschutzbeauftragten für Schall-
und Erschütterungsimmissionen,

Durchführung von überschlägigen Immissionsprognosen 
relevanter Arbeitsabläufe zur Abschätzung der zu 
erwartenden Schallimmissionen,

Klärung des detaillierten Umfangs von zumutbaren 
Maßnahmen zur Minderung der Schallimmissionen der 
Bautätigkeiten zwischen Immissionsschutzbeauftragten und 
der zuständigen Immissionsschutzbehörde rechtzeitig vor 
Baubeginn,

Globale Information der Anwohner des betroffenen Bereichs 
über übliche Medien wie Presse, Internet usw. ca. sechs 
Wochen vor Baubeginn,

Detaillierte Information aller betroffenen Anwohner per 
Briefwurf ca. zwei Wochen vor Baubeginn,

Bei zu erwartender Überschreitung des Grenzwertes von 
60 dB(A) zur Nachtzeit ist den betroffenen Anwohnern in den 
jeweiligen Nächten ein Ersatzschlafraum in zumutbarer 
Entfernung, beispielsweise in einem Hotelzimmer, zur 
Verfügung zu stellen,

und

für Nachtarbeiter und besonders empfindliche Personen gilt, 
dass bei Beurteilungspegeln größer 70 dB(A) am Tag 
ebenfalls ein entsprechender Ersatzwohnraum zur Verfügung 
zu stellen ist.

Beurteilungsstufe IV
Für die Beurteilungsstufe IV gilt, dass eine Begrenzung der 
Schallimmissionen zur Tag- und Nachtzeit vorzusehen ist. 
Hier werden Immissionen über Zeiträume erzeugt, die mit 
denen von gewerblichen Anlagen vergleichbar sind 
Entsprechend sind die gebietsabhängig Immissionsrichtwerte 
der TA Lärm für die Immissionsbeurteilung maßgebend. Die 
Voraussetzungen zur Durchführung der Bautätigkeiten nach 
Stufe IV werden wie folgt aufgelistet:

Einsatz von Baugeräten und -maschinen, die den 
schalltechnischen Anforderungen der 32. BImSchV 
entsprechen,

Einschalten eines Immissionsschutzbeauftragten für Schall-
und Erschütterungsimmissionen,

Durchführung von detaillierten Immissionsprognosen 
relevanter Arbeitsabläufe zur Festlegung der zu erwartenden 
Schallimmissionen mit Fortschreibung über den 
Bauzeitraum,

Klärung der Zeiträume und Arbeitsabläufe, in denen eine 
Überschreitung der Immissionsrichtwerte zu erwarten ist,

Klärung des detaillierten Umfangs von zumutbaren 
Maßnahmen zur Minderung der Schallimmissionen der 
Bautätigkeiten zwischen Immissionsschutzbeauftragten und 
der zuständigen Immissionsschutzbehörde rechtzeitig vor 
Baubeginn,

Globale Information der Anwohner des betroffenen Bereichs 
über übliche Medien wie Presse, Internet usw. ca. sechs 
Wochen vor Baubeginn,

Detaillierte Information aller betroffenen Anwohner per 
Briefeinwurf ca. zwei Wochen vor Baubeginn,

Tritt trotz der vereinbarten Schallschutzmaßnahmen eine 
Überschreitung des jeweiligen Immissionsrichtwertes um 
mehr als 5 dB(A) an mehr als 365 Tagen auf, ist den 
betroffenen Anwohnern eine Entschädigung in Geld zu 
zahlen

Bei zu erwartender Überschreitung des jeweiligen 
Immissionsrichtwertes um mehr als 5 dB(A) zur Nachtzeit ist 
den betroffenen Anwohnern in den jeweiligen Nächten ein 
Ersatzschlafraum in zumutbarer Entfernung, beispielsweise in 
einem Hotelzimmer, zur Verfügung zu stellen,

und

für Nachtarbeiter und besonders empfindliche Personen gilt, 
dass bei Überschreitung des jeweiligen 
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Immissionsrichtwertes um mehr als 5 dB(A) am Tag ebenfalls 
ein entsprechender Ersatzwohnraum zur Verfügung zu stellen 
ist.

Tätigkeit des Immissionsschutzbeauftragten
Als Immissionsschutzbeauftragte kommen Personen infrage, 
die ein abgeschlossenes Hochschulstudium des 
Ingenieurwesens, der Physik oder eine vergleichbare 
Qualifikation haben und als Sachverständige im Bereich des 
Schallschutzes mehr als fünf Jahre tätig sind. Ihre Aufgabe ist 
die objektive Beurteilung der Schallimmissionen der 
geplanten Bautätigkeiten und Festlegung der wirtschaftlich 
vertretbaren Schallschutzmaßnahmen. Sie unterstützen den 
Bauherrn in der Durchführung der Baumaßnahme und klären 
den Umfang der Schallschutzmaßnahmen mit der 
Immissionsschutzbehörde ab. Sie sind Mediator zwischen 
Baustelle und Anlieger. Sie sind weisungsbefugt gegenüber 
der Baustelle und stimmen sich mit der 
Immissionsschutzbehörde ab.

Der Immissionsschutzbeauftragte sollte Grundkenntnisse in 
der Erschütterungsthematik haben und sich mit der DIN 4150 
auskennen oder Zugriff zu einem entsprechenden Experten 
haben. Auf der Baustelle ist der Immissionsschutzbeauftragte 
auch im Hinblick auf den Erschütterungsschutz erster 
Ansprechpartner für Behörden und Anlieger.

Mögliche Schallschutzmaßnahmen
Folgende Schallschutzmaßnahmen sind unabhängig von der 
Höhe der zu erwartenden Schallimmissionen immer 
erforderlich:

Verwendung von gewarteten Baugeräten und -maschinen, die 
den Anforderungen der 32.BImSchV entsprechen,

und

Baustellenpersonal, welches in lärmarmes Verhalten auf der 
Baustelle eingewiesen ist.

Für die Baustufen I und II sowie bei Überschreitung von 
Immissionsrichtwerten ist zu prüfen, welche der
weitergehenden Maßnahmen sinnvoll anzuwenden sind:

- Kapselung stationärer Geräte und Maschinen,

- Einhausung örtlich begrenzter Baubereiche,

- Anordnung mobiler Schallschutzwände.

Für die Baustufen III und IV gilt, dass vorgenannte 
Schallschutzmaßnahmen grundsätzlich auch zu 
berücksichtigen sind. Die Schallschutzmaßnahmen sind im 
Detail vom Immissionsschutzbeauftragten in 
Zusammenarbeit mit der Immissionsschutzbehörde endgültig 
festzulegen.

Schlussbemerkung
Der politisch vorgesehene und im Hinblick auf eine gewollte
Verkehrswende zu erwartende Ausbau des Schienenverkehrs 
bedingt umfangreiche Bautätigkeiten. Nachgewiesener Weise 
erzeugen die entsprechenden Bautätigkeiten 
Schallimmissionen, die regelmäßig über den 
Immissionsrichtwerten der AVV Baulärm liegen. Dies 

verzögert den Ausbau des Schienenverkehrs. Daher bedarf es 
einer Neuorientierung hinsichtlich der Beurteilung der 
Schallimmissionen der Bautätigkeiten. Vorliegende 
Ausarbeitung beinhaltet einen Vorschlag zum zukünftigen 
Umgang mit den Schallimmissionen bei Bautätigkeiten in 
Zusammenhang mit Schienenverkehrswegen. Der Vorschlag 
stellt eine Diskussionsgrundlage für eine Neuausgabe der 
AVV Baulärm oder einer entsprechenden Verordnung dar.

Zu überlegen wäre auch, ob es möglich ist, bereits im 
Genehmigungsverfahren für den Neu- oder Umbau von 
Gleisanlagen, die zukünftig zu erwartenden 
Instandhaltungsmaßnahmen hinsichtlich des Baulärms mit zu 
genehmigen oder von weitergehenden Lärmbetrachtungen 
auszunehmen.

Baustellen erzeugen auch zusätzliche Verkehre durch die 
Lieferverkehre und durch möglicherweise eingerichtete 
Umleitungsverkehre, da Straßen oder Gleisanlagen 
vorübergehend verlegt oder gesperrt werden. Auch hierfür ist 
eine eindeutige Regelung zu den daraus entstehenden 
Schallimmissionen erforderlich. So wäre es sinnvoll, für die
Beurteilungsstufen I und II festzulegen, dass keine 
Betrachtungen erforderlich sind, da diese kurzzeitigen 
Verkehrsveränderungen hinzunehmen sind. Für die 
Beurteilungsstufen III und IV sind praktikable Regelungen zu 
entwickeln. Insbesondere zur Tagzeit muss ein weitgehend
uneingeschränkter Lieferverkehr für die Baustelle möglich 
sein; Einschränkungen zur Nachtzeit sind da eher 
hinnehmbar.
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